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Hinweise, nachrichtliche Übernahmen und textliche Festsetzungen 

Diese textlichen Festsetzungen geharen zur Bebauungsplarizeichnung 
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Allgemeine Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 

§ 9 (6) BauGB 

Gesetze und Satzungsrecht 

Gesetzliche Grundlagen sind das Baugesetzbuch (B~uGB) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 08. Dez. 1986 und die 
Baunutzungsverordnung (BauNVD) in der Fassung der Bekannt­
machung vom 23.01.1990. 

Andere rechtliche Bestimmungen 

Die planerischen Festsetzungen dieses Bebauungsplanes er­
setzen nicht die allgemein gültigen baurechtlichen Be­
stimmungen und Normen. 

Insbesondere sind zu beachten in der jeweils gültigen Form: 

- das Bundesnaturschutzgesetz 
- die Hess. Bauordnung (HBO) und die zugehörige 

Durchführungsverordnung (DVD) 
- das Hess. Denkma~schutzgesetz 
- das .Hess. Nachbarrecht 
- die Stellplatzsatzung der Stadt Hanau 
- das Ortsrecht der Stadt Hanau 
- die Satzung über die Beseitigung von Abfällen 

in der Stadt Hanau 
- die Verordnung zum Schutz der Bäume in der Stadt Hanau 

als Landschaftsbestandteil 
Denkmalschutz/ Bodenfunde 
Nach dem§ 20 Hess. Denkmalschutzgesetz (HD5chG) sind dem 
Landesamt für Denkmalpflege Hessen in Wiesbaden alle bei . 
Erdarbeiten auftretenden Funde'wie Mauern, Scherben, Skellett­
reste etc. zu melden. Die Funde und Fundstellen sind in unver­
Mndertem Z~stand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zur 
Entscheidung zu schützen. 

Wasserschutzzone 

Das Plangebiet liegt in der 'Weiteren Schutzzoni• (Zone III) 
des Wasserwerkes V der Stadtwerke Hanau GmbH. Die Gebote und 
Verbote der Schutzgebietsanordnung des Regierungspräsidenten 
in Darmstadt vom 29.08.1967 (Wasserwerk V) sind bei Baumaß­
nahmen und Grundstücksnutzungen zu beachten. 

Bodenverhältnisse 

Im Baugebiet bestehen nach Mitteilung des Landesamtes für Bo­
denforschung Bodenschichten und Bodenarten mit unterschied­
licher Tragfähigkeit. Bei den Gründungsarbeiten ist deshalb 
die Tragfähigkeit des Baugrundes zu prüfen. Das Grundwasser 
kann betonangreifend sein; es sind deshalb entsprechende 
Isolierungen an den Fundamenten erforderlich. Mit hoch­
stehendem Grundwasser ist zu rechnen. 

Trinkwasserversorgung und Kanalisation 

Dem Wasserwirtschaftsamt Hanau sind die baureif ausgearbei­
teten Entwürfe zur Änderung und Erweiterung der bestehenden 
Trink- und Löschwasserversorgungs- und Kanalisationsanlagen 
zur Genehmigung nach dem Hess. Wassergesetz (HWG) vorzulegen . 
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Straßenbrücke 

Für die geplante Brücke über den Graben ist die erforder­
liche wasserrechtliche Genehmigung nach dem Hessisthen 
Wassergesetz (HWG) einzuholen. 
Fernmeldeanlagen 

Das Fernmeldeamt Hanau ist mindestens 6 Monate vor Beginn 
der Straßen- und Hochbaumaßnahmen zu verständigen, damit 
die erforderlichen Arbeiten für den Schutz und die Erweite­
rung von Fernmeldeanlagen rechtzeitig durchgeführt werden 
können. 

Festsetzungen nach dem Baugesetzbuch (BauGB) 
und der Baunutzungsverordnung (BauNVD) 

Allgemeiner Hinweis 

Für den räumlichen Ge\tungsbereich werden alle früheren 
planungsrechtlichen Festsetzungen die diesem Plan wider­
sprechen aufgehoben. 

Einschränkung der Zulässigkeit im Allgemeinen Wohngebiet 

§ 1 (6) BauNVD 

In den Allgemeinen Wohngebieten sind Betriebe des Berher­
bergungsgewerbes, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaube­
triebe und Tankstellen generell nicht zulässig. 

Stellplätze .und Garagen 

§ 9 (1) 22 BauGB 

Stellplätze und Garagen sind nur innerhalb der durch die 
entsprechenden Festsetzungen gekennzeichneten Flächen oder 
innerhalb der übsrbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
Als Ausnahme sind in den Baugebieten die notwendigen Stell­
plätze und Garagen auch außerhalb der vorbezeichneten Flächen 
zulässig, wenn hierdurch der geforderte Grünflächenanteil der 
nicht Gberbaubaren Grundstücksfläche erhalten bleibt. 

Höhenlage der baulichen Anlagen 

§ 9 (2) BauGB 

Die Höhenlage der baulichen Anlagen (Sockelhöhe), gemessen 
von der Hinterkante der-öffentlichen Verkehrsfläche bis 
OK Erdgeschoßboden am Hauseingang, darf 1 m nicht überstei­
gen. 

Nebenanlagen 

§ 14 BauNVO 

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungsn sind nicht 
zulässig. 
Als Ausnahme können die der Versorgung des Gebietes mit Elek­
trizität, Gasünd Wasser dienenden Nebenanlagen in den über­
baubaren Flächen zugelassen werden. 

J 
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vorhandene Bäume und Sträucher 

§ 9 (1) 25 b BauGB 

Der vorhandene Bewuchs ist, soweit möglich, zu schonen. 
Bäume mit mehr als 60 cm Stammumfang (gemessen in 1,00 m 
Höhe) sind zu erhalten, sofern sie die Durchfühiung zu­
lässiger Bauvorhaben nicht unzumutbar erschweren. 
Ausnahmen hiervon sind nur zulässig, wenn an anderer Stelle 
auf dem Grundstück für eine angemessene Ersatzpflanzung Sorge 
getragen wird. 
Die zu erhaltenden Bäume sind während der Bauzeit nach 
DIN 18 920 zu schützen. 

Berechnung der Grund- und Geschoßflächenzahl 

§§ 19 (4) und 20 (3) BauNV0 

Die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen als Vollge­
schossen einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume 
und einschließlich ihrer Umfassungswände sind bis zu einer 
Geschoßfläche von 0.8 nicht anzurechnen. 
Dte festgesetzte Grundflächenzahl darf in Ausnahmen bis zu 
einer Grundflächenzahl von 0.5 überschritten werden. 

Niederschlagswasser 

Das anfallende 0berlfächenwasser der Dachflächen einschließ­
lich der Einschnitte und Dachaufbauten ist über ein getrenntes 
Leitungsnetz in eine Zisterne auf dem jeweiligen Grundstück 
abzuleiten. Das Fassungsvermögen sollte mindestens 75 l/m 2 

projizierte Dachfläche betragen. 
Das Anlegen von Drainagen ist nicht zulässig. 

Festsetzungen nach Landesr~cht 

§ 9 (4) BauGB, § 118 HB0 

Dachgestaltung 

Die Dächer sind als Satteldach mit einer Mindestdachneigung 
von 35 °auszubilden.Mit dem Hauptbaukörper ist die in der 
Bebauungaplanzeichnung dargestellte Hauptfirstrichtung ein­
zuhalten. 
Dies ist gewährleistet, wenn mindestens 2/3 der Gebäudedach­
fläche diese Richtung einhält. 
Die Dachflächen des Hauptbaukörpera sind in gleicher Neigung 
auszuführen. 
Bei zweigeschossigeh Gebäuden sind Kniestöcke (Drempel) nicht 
zulässig. 
Dachaufbauten (Gauben) sind nur b~s zu 1/3 der Trauflänge des 
Hauptbaukörpe~s, gemessen in der Ansicht der Gaube, als Ein­
zelgauben (z.B. Zwerchgauben) zulässig. 
Für die Dacheindeckung ist ziegelrotes, kleinteiliges Material 
zu verwenden. 

Garagengestaltung 

Nebeneinanderliegende Garagen sind in einer Bauflucht zu er­
richten und in ihrer äußeren Gestaltung einander anzugleichen, 
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Gestaltung von Nebenanlagen 

F~ Nebenanlagen im Sinne von Ziff. 2.05 Satz 2 gelten die 
f □ r Wohngeb§ude festgesetzten Gestaltungsfestsetzungen nach 
Ziff. 3.01. 

Vortj§rten und Zufahrten 

Vorg§rten sind als zusammenh§ngende GrOnfl§chen herzustellen 
und zu unterhalten. 
In jedem Vorgarten ist ein einheimischer Laubbaum zu pflanzen. 
Die notwendigen Zufahrten und Zug§nge sind so herzustellen, 
daß die ~asserversickerung mBglich bleibt. BituminBse Stoffe 
sind unzul§ssig. 

Einfriedigungen 

In den Baugebieten sind straßenseitige und seitliche Ein­
friedigungen bis zur Tiefe der vorderen B~ugrenze bis zu 
einer HBhe von 1,25 m zul§ssig. 
FOr Einfriedigungen ist durchbrochenes Material zu verwen­
den. Sockelmauern sind zul§ssig. 
Einfriedigungen an Nachbargrenzen sind bis zu einer HBhe 
von 1,50 m zul§ssig. 

Stellpl§tze 

Stellpl§tze sind entsprechend der Stellplatzsatzung der Stadt 
~anau zu gestalten. Stellpl§tze sind mit Rasen­
gittersteinen, Schotterrasen oder §hnlichen luft- und wasser­
durchl§ssigen. Bel§gen zu befestigen. 
Die notwendigen Baumpflanzungen sind fOr jeweils 4 - 6 •Stell­
pl§tze so zwischen den Parkpl§tzen anzuordnen, daß eine Be­
schattung der Anlage erreicht wird. 
Der Stammumfang der B§ume muß bei der Anpflanzung mindestens 
10 cm, gemessen in 1,00 m HBhe, betragen. 
Die Baumpflanzungen von Stellplatzanlagen sind nicht auf die 
GrOnfl§chinanteile gern. Ziff. 3.07 der Textfestsetzungen an­
zurechnen. 

GrundstOcksfreifl§chen 

Von den nicht Oberbaubaren GrundstOcksfl§chen sind mindestens 
80 % als GrOnfl§chen und G§rten anzulegen und zu unterhalten. 
50 % dieser GrOnfl§chen sind mit einer Dauerbepflanzung aus 
vorrangig einheimischen B§umen und Str§uchern anzulegen. 
Die Pflanzenauswahl soll auf Grundlage der nachstehenden Liste 
getroffen werden. 

FOr die Neupflanzungen sind vorrangig heimische GehBlze zu 
verwenden: 

Blume: 
Feldahorn 
Spitzahorn 
Bergahorn 
Hainbuche 
Buche 
Esche 
Winterlinde 
Eiche 
Eberesche 
Ulme 
Silberweide 
Obstb§ume 

Str§ucher: 
Kornelkirsche 
Roter Hartriegel 
Haselnuß 
Pfaffenh □ tchen 

Liguster 
Heckenkirsche 

Salweide 
Schwarzer Holunder 
Wolliger Schneeball 
Str§ucherobst 
Gemeiner Schneeball 
Hundsrose 




